beſchloſſen: i 
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Preußiſche Geſetzzammlung 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Bereitſtellung von Geldmitteln zur Deckung für eine den unmittelbaren Staats⸗ 


beamten und Volksſchullehrperſonen, den unmittelbaren Staatsbeamten und Volksſchullehrperſonen 
im Ruheſtande, den Hinterbliebenen von unmittelbaren Staatsbeamten und Volksſchullehrperſonen 
ſowie den im Staatsdienſte beſchäftigten Lohnangeſtellten höherer Ordnung und Lohnempfängerun zu 
Nabe einmalige Beſchaffungsbeihilfe, S. 107. — Verordnung, betreffend vorläufige 
nderungen von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags, S. 16s — 
Bekanntmachung, der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter 
veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., ©. 168. : 


(Nr. 11813.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung von Geldmitteln zur Deckung für eine den 
; unmittelbaren Staatsbeamten und Volksſchullehrperſonen, den unmittelbaren 
Staatsbeamten und Volksſchullehrperſonen im Ruheſtande, den Hinter 
bliebenen von unmittelbaren Staatsbeamten und Volksſchullehrperſonen 
ſowie den im Staatsdienſte beſchäftigten Lohnangeſtellten höherer Ordnung 
und Lohnempfängern zu gewährende einmalige Beſchaffungsbeihilfe. Vom 


2. Oktober 1919. 
Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 


Einziger Paragraph. 

) Die Staatsregierung wird ermächtigt, für eine einmalige den unmittel- 
baren Staatöbeamten und Volksſchullehrperſonen, den unmittelbaren Staats⸗ 
beamten und Volksſchullehrperſonen im Ruheſtande, den Hinterbliebenen von un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten und Volksſchullehrperſonen ſowie den im Staatsdienſte 


beſchäftigten Lohnangeſtellten höherer Ordnung und Lohnempfängern zu ge. 


währende Beſchaffungsbeihilfe einen Betrag bis zu 910 000 000 Mark zu ver⸗ 
wenden und zur Deckung dieſer Ausgabe Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 

(2) Aus dieſem Kredite ſind auch die ſtaatlichen Zuſchüſſe zu decken, die 
erforderlich werden, damit Geiſtlichen und Lehrperſonen an nichtſtaatlichen, aber 
vom Staate unterſtützten Lehranſtalten eine entſprechende Beſchaffungsbeihilfe 
gewährt werden kann. 

() An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatz 
anweiſungen ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzan⸗ 
weiſungen anzugeben. Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Mittel zur Ein⸗ 
löſung dieſer Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und 
von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die 
Schatzanweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

( Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von 
fällig werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor dem Fälligfeits- 

Geſetſammlung 1919. (Nr. 11813— 11814.) 52 
Ausgegeben zu Berlin den J. November 1919. 
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termine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf 
nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöſenden 
Schatzanweiſungen aufhört. 

Berlin, den 2. Oktober 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. Heine. 


am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 


(Nr. 11814.) Verordnung, betreffend vorläufige Anderungen von Gerichtsbezirken anläßlich 
95 der Ausführung des Friedensvertrags. Vom 29. Oktober 1919, 
Ai Grund des Artikel 1 § 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 über Er⸗ 
mächtigung des Juſtizminiſters und des Miniſters des Innern zu Maßnahmen 
anläßlich der Beſetzung von Landesteilen und der Ausführung des Friedens, 
vertrags (Geſetzſeaamml. S. 115) wird der $5 der Verordnung vom 4. Sep 
tember 1919 (Geſetzſamml. S. 145) wie folgt abgeändert; 
S Der Seitpunft des Inkrafttretens dieſer Verordnung bleibt weiterer Ber 
ſtimmung vorbehalten. 

Berlin, den 29. Oktober 1919. 


Der Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind 
bekannt gemacht: i 5 
1. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 9. Juli 1919, Des 
treffend die Genehmigung der vom 55. Generallandtag der Oſtpreußiſchen 
Landſchaft beſchloſſenen Anderung des Statuts der Bank der Oſtpreußiſchen 
Landſchaft, durch die Amtsblätter der Regierung in Königsberg Nr. 36 
S. 361, ausgegeben am 6. September 1919, der Regierung in Gum⸗ 
binnen Nr. 36 S. 312, ausgegeben am 6. September 1919, der Re⸗ 
gierung in Allenſtein Nr. 36 S. 314, ausgegeben am 6. September 1919, 
und der Regierung in Marienwerder Nr. 36 S. 269, ausgegeben am 
6. September 1919; 
der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 27. September 1919, 
betreffend die Verleihung des Enkeignungsrechts an die Uberlandzentrale 
Belgard, Aktiengeſellſchaft in Belgard, für die Errichtung einer Kraft⸗ 
anlage in Roßnow im Kreiſe Köslin, durch das Amtsblatt der Re⸗ 
gierung in Köslin Nr. 43 S. 193, ausgegeben am 25. Oktober 1919. 


dee 
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